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Dokumente 11 

Durchführungsbestimmung zur Verordnung 
über den Abriß von Gebäuden und baulichen 
Anlagen vom 18. September 1979 
(Quelle: Gesetzblatt der DDR, Teil 1, Nr. 34 vom 19.10.1979, S. 32) 

Erste Durchführungsbestimmung zur Verord­
nung über die Vorbereitung von Investitionen 
des komplexen Wohnungsbaus vom 10. De­
zember 1985 
(Quelle: Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Republik vom 
30.12.1985, Nr. 35. S. 393-399) 

Komplexrichtlinie für die städtebauliche 
Planung und Gestaltung von Wohngebieten im 
Zeitraum 1986-1990 
(Quelle: Altregistraturgut der Stadt Magdeburg, S. 1 ff.) 

In den beiden Planjahrfünften der 70er Jahre ist die Er­
füllung des Wohnungsbauprogramms der SED über­
wiegend durch die Errichtung von großen Wohnungs­
baustandorten und in Neubaugebieten umgesetzt 
worden. Um 1980 verschärft sich durch die Verände­
rung der Weltmarktpreise für Energie und Rohstoffe, 
die auch auf das sozialistische Wirtschaftsgebiet 
durchschlagen, eine latente Wirtschaftskrise. Die DDR 
gerät im Zuge der Schuldenkrise 1982/83 und einer 
wachsenden Devisenknappheit an den Rand der Zah­
lungsunfähigkeit. Dabei droht eine Destabilisierung der 
innenpolitischen Situation, die schließlich nur durch ei­
ne über den Bayrischen Ministerpräsidenten, Franz 
Joseph Strauß, vermittelte Bürgschaft der Bundesre­
gierung zu zwei Krediten 1983/84 über jeweils 1 Milli­
arde D-Mark abgefangen werden kann. 

Gerade der rohstoff- und energieintensive Wohnungs­
bau ist von den Auswirkungen dieser wirtschaftlichen 
Probleme betroffen. So sieht man einen Ausweg in der 
Schwerpunktverlagerung des Wohnungsbaupro­
gramms auf die Rekonstruktion vorhandener, bis dato 
vernachlässigter Bausubstanz, weil die Gefahr be­
steht, daß extensives Bauen unvertretbar teuer wird. 
Zu Beginn der 80er Jahre kann deshalb eine weitere 
Zäsur in der Städtebaupolitik der DDR verzeichnet 
werden, die u.a. mit den Forderungen des X. Parteita­
ges des SED im Juni 1981 über veränderte Anteile an 
Neubauwohnungen und zu rekonstruierenden Altbau­
wohnungen manifestiert werden. 

In den gesetzlichen Bestimmungen läßt sich eine Ver­
ankerung der veränderten Baupolitik nachweisen. So 
wird bereits 1979 eine Neuregelung zum Abriß von Ge­
bäuden der Bauzustandsstufe 4 getroffen, die den Er­
halt vorhandener Bausubstanz gewährleisten soll. Die 
in den Durchführungsbestimmungen geforderten Ent­
scheidungsinstanzen für einen zu genehmigenden Ab­
riß - sie liegen entweder beim Vorsitzenden des Rates 

des Bezirkes oder sogar beim Bauminister! - mögen 
über die Umsetzbarkeit solcher Forderungen Auskunft 
geben. Eine vergleichbare Intention verfolgt das "Ge­
setz über die Bereitstellung von Grundstücken für 
Baumaßnahmen" als Baulandgesetz vom 15.6.1984, 
das die Festlegung von "Bauvorbehaltsgebieten" 
durch Beschlüsse des Bezirkstages regelt. Dieses Ge­
setz löst das ab 1950 gültige Aufbaugesetz (vgl. Doku­
mente 2) ab, in dessen § 14 die Festlegung von Auf­
baugebieten durch die Regierung der DDR geregelt 
worden ist. Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß 
erst am 25. April 1960 ein Entschädigungsgesetz er­
lassen worden ist, das z.B. für Trümmergrundstücke 
die Begleichung von Zeitwerten festsetzt. 

Für die Realisierung von Wohngebieten werden zu Be­
ginn der 80er Jahre die seit 1976 präzisierten "Kom­
plexrichtlinien" (vgl. Dokument 9) überarbeitet. Zum 
1.1.1986 tritt mit Anordnung der Ersten Durch-
führungsgbestimmung zur Vorbereitung der Investitio­
nen des komplexen Wohnungsbaus vom 10. Dezem­
ber 1985 eine veränderte Richtlinie in Kraft. Sie zielt 
nunmehr auf die "städtebauliche Planung und Gestal­
tung von Wohngebieten" und schließt damit Altbau­
quartiere quasi ein. Der Begriff "Neubauwohngebiet" 
wird offiziell aufgegeben. Neben den umfangreichen 
restriktiven, der wirtschaftlichen Situation geschulde­
ten Forderungen nach "Senkung des Bauaufwandes" 
oder einer "intensiven Nutzung der Fonds und 
Flächen" wird auch das Planungsinstrumentarium für 
die Wohn- und Umgestaltungsgebiete verändert. Hier­
für werden städtebauliche Leitplanungen gefordert, 
die Bezüge zur Generalbebauungsplanung sowie den 
Nachweis über ein städtebauliches Rahmenprogramm 
mit Festlegungen zu Erhalt, Modernisierung, Rekon­
struktion und Neubau für Ersatz und Erweiterung der 
Bausubstanz (Man beachte die Reihenfolge!) enthalten 
sollen. Neben den wesentlich erweiterten textlichen 
Beschreibungen des städtebaulichen Programms für 
Wohngebiete reflektiert die "Komplexrichtlinie" von 
1986 die avisierten Innenstadtgebiete als Schauplätze 
ihrer erklärten Umsetzung lediglich in Form einer Liste 
über "14 Planungsfälle" im differenzierten Bestand der 
Städte. Das zeigt deutlich die Grenzen des generalisie­
renden Planungsschemas zum "komplexen Woh­
nungsbau" in bezug auf zu erneuernde Stadtstruktu­
ren. Über zugrundeliegende Baustrukturen oder kon­
krete städtebauliche Konfigurationen gibt die Richtlinie 
keine Auskunft mehr, weil die Entwicklung und Anpas­
sung der industriellen Bauweise hierfür keinen Vorlauf 
mehr aufweist. 
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